
Die kreiseigene Wohnungsgesellschaft 
muss eine BAU-Gesellschaft werden !

Fraktion DIE LINKE. im Kreistag 
Januar/Februar 2026

LINKSRUM
W e t t er a u

Wohnen  
macht arm.

Kommunalwahl 
am 15. März 2026

Die Mieten steigen schneller als die Einkommen. 
Oft gehen 40 oder 50 Prozent des Einkommens 
an den Vermieter. 21 Prozent der Bevölkerung 
- also 17,5 Millionen Menschen in Deutschland - 
sind von Wohnarmut betroffen. Das muss aufhö-
ren! Dazu braucht es einen mutigen sozialen 
Wohnungsbau. Auch in der Wetterau!

Wenn Sie wollen, dass im 
Wetterauer Kreistag so-
ziale Themen eine Rolle 
spielen, sollten Sie links 
wählen.  
Denn die linke Fraktion 
wird weiterhin beharrlich 
für sozialen Wohnungs-
bau streiten. Kürzungen 
im Sozialhaushalt und 
einer Privatisierung beim 
Gesundheitszentrum 
Wetterau wird sie nicht 
zustimmen. Prestigepro-
jekte, wie das geplante 
teure Verwaltungsgebäu- 
de, wird sie ablehnen. 
Der Wetteraukreis muss 
sozial und gemeinwohl-
orientiert arbeiten!   
Die Kandidat:innen stel-
len sich ab Seite 4 vor.

Wählen Sie 
eine starke  

linke Fraktion 
in den 

Kreistag 

Seite 2

Im Dezember beteiligten sich in Friedberg 100 Schüler:innen am 
Schulstreik gegen die Wiedereinführung der Wehrpflicht.   Seite 7
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Fortsetzung von Seite 1

Wohnen macht arm.
Dass hohe Mieten viele 
Haushalte überlasten, ist 
nicht mehr zu übersehen! 
Die Wohnkosten sind so 
stark angestiegen, dass 
immer mehr Menschen in 
Deutschland von Wohnar-
mut betroffen sind. Das 
hat der Paritätische Wohl-
fahrtsverband in einer Stu-
die (der-paritaetische.de/ 
Kurzexpertise_Wohnar-
mut, 2024) veröffentlicht.  
Werden in die Armutssta-
tistiken die Wohnkosten mit 
eingerechnet, entspricht die 
Armutsquote 21,2 Prozent. 
Besonders betroffen sind 
Alleinerziehende, junge Er- 
wachsene, Menschen über 
65 Jahre und Erwerbslose. 
Diese Gruppen sind über-
durchschnittlich durch die 
Miete belastet und viele 
fallen nur deswegen unter 
die Armutsgrenze. 
Wegen der hohen Mieten 
brauchen fast acht Millio-
nen Menschen staatliche 
Wohnhilfen. Sonst könn-
ten sie sich keine Woh-
nung mehr leisten. Insge- 

samt kosten Wohnhilfen 
über 20 Milliarden Euro 
jährlich. 
Im Gegensatz dazu geben 
Bund und Länder zusam-
men lediglich 2,5 Milliarden 
für sozialen Wohnungsbau 
aus! 
Wie schlecht die Lage ist, 
hat inzwischen auch die 
Wirtschaft festgestellt. Die 
Versorgung mit bezahlba-
rem Wohnraum ist die Vor- 

raussetzung dafür, dass 
Fachkräfte gewonnen, be- 
ziehungsweise gehalten 
werden können. Bewerber: 
innen auf Arbeitsstellen 
müssen vor Ort eine be-
zahlbare Wohnung finden 
können. Das ist im Rhein-
Main-Ballungsgebiet im-
mer weniger der Fall. 
Es wird auch nichts nützen, 
die Wohnungsfrage weiter 
zu ignorieren. Sie muss an- 
gepackt werden.  
Investitionen in den sozia-
len Wohnungsbau müssen 
vom Wetteraukreis eben-
so priorisiert werden, wie 
Investitionen in den Schul-
bau! 

Die kreiseigene Wohnungsgesellschaft 
muss eine BAU-Gesellschaft werden !
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Nicht alle Fragen können 
online geklärt werden. Nicht 
alle Bürger:innen kommen 
mit digitaler Technik zurecht 
oder mit teilweise unüber-
sichtlichen Webseiten und 
Onlineformularen.  
Nicht alle können sich  
einen ausreichenden  
Internetzugang leisten. 
In Deutschland hatten im 
Jahr 2024 rund 2,8 Millio-
nen Menschen keinen In-
ternetzugang. Es sind kei- 
nesfalls nur Ältere, sondern 
auch Menschen mit gerin-
gem Einkommen, Personen 
mit Behinderungen oder 
Kranke.  

Alltag im Nervenkrieg - Wie das Jobcenter Menschen schikanier t
Folge 28: Dreiste 

Hetze 
Je schlechter es der 
Wirtschaft geht, desto 
fauler werden Sozialhil-
feempfänger wahrge-
nommen. Auf diesen 
Kurzschluss sollten wir 
nicht hereinfallen.
Bundeskanzler Merz, CDU 
und Arbeitgeber tun so, als 
könnte man bei den Bür-
gergeldempfänger:innen 
Milliarden sparen. Doch fi-
nanziell bringt das wenig. 
Im Gegenteil: Jede Sank-
tion bedeutet Bürokratie, 
Widersprüche, Gerichtsver- 
fahren. Diese Politik dient 
einem rein ideologischen 
Zweck: Man will die Gesell- 
schaft spalten in “Leistungs- 
träger” und solche, die “auf 
der Tasche liegen”, um brei- 
te Solidarität zu verhindern.  
Viele Menschen verlieren 
zur Zeit ihre Arbeit. Und nur 
ein oder zwei Jahre tren- 
nen sie vom Bürgergeld. Es 
gäbe also gute Gründe für 
Arbeitnehmer:innen, nicht 
in die Hetze einzustimmen. 
Soziale Absicherung hilft 
der Mehrheit der Menschen 
und nicht nur den Arbeits-
losen.

Digital zu Lasten 
der Bürgernähe? 

Auch diese Menschen brau- 
chen Zugang zu kommu-
nalen Dienstleistungen und 
möglicherweise auch Be-
ratung und Unterstützung. 
Die fällt nämlich beim Digi-
talzwang weg. Selbst wenn 
es – wie beim Jobcenter – 
eine gesetzliche Verpflich-
tung zu Beratung gibt, wird 
sie oft nicht mehr wahrge-
nommen. 
Auf die Anfragen der lin-
ken Kreistagsfraktion wur- 
de geantwortet, es gebe 
auch weiterhin überall ana- 
loge Zugänge und analoge 
Formulare. Leider ist das 
nicht immer der Fall. 

Der Wetteraukreis digitalisiert seine Verwaltung  
und auch das Jobcenter arbeitet zunehmend digi- 
tal. Das ist an sich eine gute Sache. Dienststellen 
müssen leistungsfähig und effizient arbeiten.  
Das Problem beginnt beim Digitalzwang. Das 
heißt: Wenn zuständige Mitarbeiter:innen für die 
Bürger nicht mehr persönlich erreichbar sind.  

Melden Sie sich, wenn Sie bei Ämtern schlechte Erfahrungen mit  
Digitalzwang gemacht haben. Wir gehen der Sache nach.
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Es geht um M

Radikal sozial. 

DIE LINKE. war bisher im  
Kreistag mit drei Abgeord- 
neten vertreten. Kann sich 
eine kleine Oppositionsfrak- 
tion überhaupt wirksam ein-
mischen? 
Anja ElFechtali: Gute Frage. 
Beharrlichkeit ist schon nötig! 
Wir sprechen im Kreistag über 
Themen, die sonst nicht behan- 
delt würden. Das ist bei den 
anderen Fraktionen nicht son-
derlich beliebt. Aber sie müs-
sen sich damit beschäftigen.   
Zum Beispiel? 
Gabi Faulhaber: Die kreisei-
gene Wohnungsgesellschaft. 
Über drei Wahlperioden sind 
wir dran geblieben, bis sie 
dieses Jahr endlich gegründet 
wurde. Noch sind wir nicht am 
Ziel, dass die WoBau auch sel- 
ber baut. Aber wir nerven wei-
ter für sozialen Wohnungsbau. 
Private Investoren werden die 
Wohnungsnot im unteren Preis- 
segment nicht lösen! 
Diese WoBau schreibt sich  
die Koalition aus SPD und  
CDU auf die Fahnen... 
Gabi Faulhaber: Stimmt. Im-
mer vor Wahlen werden die 
großen Parteien lebhaft. Aber 

DIE LINKE. kandidiert bei der Kommunalwahl 
am 15. März 2026 wieder für den Kreistag. Eine 
Liste mit 37 Kandidat:innen wurde aufgestellt. 
19 Frauen und 18 Männer treten für DIE LINKE. 
an. Dies sind die fünf Kandidat:innen, die die 
Kreistagsliste anführen: Julian Eder (27) Fach-
kraft für Abwassertechnik, Karben l Gabi Faul-
haber (72) Rentnerin, Sonder- und Heilpädagogin, 
Karben l Anja ElFechtali (51) arbeitssuchend, 
Friedberg l Alex Klietz (56) Industriekaufmann, 
Niddatal l Hanna Zimowski (34) Schneiderin, 
Softwareentwicklerin, Altenstadt. 
Das ausführliche Wahlprogramm finden Sie auf 
der Homepage die-linke-wetterau. 

Interview mit Kandidatinnen de
und Gabi Faulhaber waren be
Zimowski und Carolin Iseler kan
Was wollen sie erreichen?
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wo Verbesserungen nötig 
sind - ob beim Wohngeld, 
den Mietobergrenzen, beim 
Jobcenter oder Sozialamt, 
beim Jugendamt, bei der 
Unterhaltsvorschusskasse, 
beim Ausländeramt. Wir er- 
leben auch die Schwierig-
keiten, die insolvente Selb-
ständige haben, wenn sie 
Hilfe beantragen.   
Gabi Faulhaber: Uns ist 
auch wichtig, dass SPD 
und CDU nicht so tun, als 
könnten sie nichts für die 
Finanznot der Kommunen. 
Im Land und im Bund sind 
diese Parteien verantwort-
lich, dass das Geld nicht in 
die Kommunen fließt. Politi-
ker:innen dieser Parteien 
verpulvern hunderte Milli-
arden für Rüstung und ver- 
schonen reiche Vermögen.  
Hanna und Carolin: Wa- 
rum kandidiert ihr für den 
Kreistag? 
Carolin Iseler: Ich arbeite 
im Gesundheitsbereich.  
Da sehe ich jeden Tag, wie 
ungerecht es ist, wenn Ge- 
sundheitsversorgung vom 
Geldbeutel abhängig ist.  
Ich finde gut, dass sich un-
sere Kreistagsfraktion ge-
gen jede Privatisierung im 
Gesundheitszentrum Wet-
terau stark gemacht hat. 
Der Zugang zu medizini-
scher Versorgung ist eine 

m Menschen !  
nen der Linken. Anja ElFechtali 
en bereits im Kreistag. Hanna 
er kandidieren zum ersten Mal. 

n?

Anja ElFechtali 

Gabi Faulhaber 

Carolin Iseler

Hanna Zimowski 

ohne eine linke Fraktion 
wäre das Thema gar nicht 
erst im Kreistag gelandet. 
Anja ElFechtali: Wir brin-
gen den Blick von unten in 
den Kreistag. Seit 13 Jah-
ren arbeiten wir in der SOS-
Sozialsprechstunde mit. Wir 
wissen ziemlich genau, wie 
die Verwaltung arbeitet und 

öffentliche Aufgabe und soll 
es auch bleiben! 
Hanna Zimowski: Mich är- 
gert, wie dreist manche Ver- 
mieter die Wohnungsnot 
für Mieterhöhungen aus-
nutzen. Und wie überfor-
dert die Menschen mit den 
Wahnsinnsmieten und ho-
hen Umlagenachzahlungen 
sind. Gleichzeitig verdienen 
viele nur den Mindestlohn. 
Andere müssen sogar um 
ihren Arbeitsplatz fürchten. 
Bei den anderen Parteien  
haben diese Menschen kei-
ne Lobby.

Kreiszeitung-Januar-Februar-2026_Kreiszeitung-August-2018  09.12.2025  13:34  Seite 5



Für ein Stadtbild 
ohne Rassismus!
Bundeskanzler Merz will ein anderes Stadtbild. Das wol-
len wir auch. Wir akzeptieren nicht, dass Obdachlosig-
keit nicht beendet wird. Dass es Suppenküchen braucht 
und Menschen betteln müssen oder Flaschen sammeln.  
Wir akzeptieren nicht, dass in den Luxusmeilen Geld 
keine Rolle spielt, während vor den glitzernden Konsum-
tempeln Menschen frieren und hungern.  
Die soziale Ungleichheit ist natürlich auch immer im 
Stadtbild sichtbar. Zwar ist Armut oft schambesetzt und 
arme Menschen versuchen, ihre Armut zu kaschieren. 
Doch wenn mehr als 20 Prozent der Bevölkerung arm 
sind, gelingt das natürlich nicht. 
Wen dieses Stadtbild beunruhigt, der sollte sich für so-
ziale Gerechtigkeit stark machen, statt auf arme Men-
schen einzudreschen und Migrant:innen rassistisch zu 
diffamieren. Und: Wenn Arbeitskräfte gebraucht werden, 
kann man sich rassistische Diskriminierung nicht leisten. 

Foto: Fotokom
m

unity

Bezahlkarte  
nicht nur 

für Geflüchtete?
Geflüchtete haben schon 
immer weniger Soziallei-
stungen erhalten als an-
dere. 2025 hat nun der 
Wetteraukreis für etwa 
350 Asylbewerber eine 
Bezahlkarte eingeführt.  
Mit einem riesigen Ver-
waltungsaufwand werden 
die Karten ausgegeben 
und kontrolliert. Für jede 
Person mit Bezahlkarte 
müssen zeitnah Einzel-
anträge bearbeitet wer-
den: für jede Überwei- 
sung, jede Internetbe-
stellung, jeden für die 
Schule nötigen Barbetrag 
und jede Fahrt in ein an-
deres Bundesland. Das 
ist nicht nur viel teurer als 
der Transfer auf ein nor-
males Bankkonto - es ist 
auch nicht grundgesetz-
konform. So gibt es ge- 
gen die Bezahlkarte be- 
reits zahlreiche Klagen.  
Trotzdem überlegen Po-
litiker, die Bezahlkarte für 
andere soziale Leistun-
gen einzuführen und sie 
damit zu verschlechtern. 
Ein altbekanntes Muster: 
Man bekämpft die Armen 
und nicht die Armut!
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NEIN zur Wehrpflicht !

Michel Königshof 
18 Jahre, Kandidat für den 
Kreistag, Niddatal

Der Bundestag hat am 5. 
Dezember 2025 den neuen 
Wehrdienst beschlossen.  
Die Bundeswehr soll zu-
nächst mit jungen Leuten 
verstärkt werden, die frei-
willig Wehrdienst leisten.  
Doch schon jetzt steht fest: 
Wenn sich nicht genug von 
uns melden, soll erst das 
Los entscheiden und dann 
kommt die Pflicht für alle.  
Wir sollen für Deutschland 
Krieg führen können.  

Julian Eder 
27 Jahre, Platz 1 der Kan-
didatenliste für den Kreis-
tag, Karben

Was ist eigentlich mit un-
serem Recht, in Frieden zu 
leben? Und selbst zu ent-
scheiden, wie wir unser Le- 
ben führen wollen?  
Was ist mit Artikel 4 Absatz 
3 des Grundgesetzes, nach 
dem niemand zum Dienst 
an der Waffe gezwungen 
werden darf?  
Krieg ist keine  
Zukunftsperspektive. 
Krieg zerstört unsere 
Lebensgrundlage.

Der nächste bundes-
weite Schulstreik ist 
am 5. März 2026.

Welche Bevölkerung 
will schon Kredite für 
Waffen statt Bildung, 
für Militärhilfen statt 
Krankenhäuser? Des-
halb schafft man mit 
Propaganda, Angst und 
Panikmache ein über-
mächtiges Feindbild. 

Kommt das olivgrüne Wirtschaftswunder ?
Deutschland soll kriegs-
tüchtig werden. Dafür wer-
den Gelder im großen Stil 
ausgegeben: 3,5 Prozent 
vom BIP (Bruttoinlandspro- 
dukt) bis 2029 und bis 2035 

sogar fünf Prozent. Das wä-
ren dann etwa 40 Prozent 
des Bundeshaushalts, rund 
240 Milliarden Euro jedes 
Jahr. Ein exorbitanter Be-
trag! Allein die Schulden für 
“Sondervermögen” werden 
sich von 2025 bis 2035 auf 
1.546 Milliarden Euro sum-
mieren (Diese Zahlen lie-
fert der Server des Bundes- 
tags). 
Uns wird erzählt, die hohen 
Investitionen in Rüstung 
und Infrastruktur werden 
die Wirtschaft ankurbeln. 
Ein olivgrünes Wirtschafts-
wunder kann bezweifelt 
werden. Heutige Rüstungs- 
produktion generiert wenige

Jobs pro investiertem Euro. 
Die Profite fließen nicht in 
die Gesellschaft, sondern 
zu den Aktionären. Die Auf-
rüstungsschulden werden 
wie Mühlsteine künftige 
Haushalte belasten.  
Auf die Bevölkerung kom-
men große Einschnitte zu, 
wenn wir uns nicht wider-
setzen. 
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Im Roten Laden, Usagas-
se 26, Friedberg, (Foto) 
können Sie jeden Montag 
von 14 bis 16 Uhr und je-
den Donnerstag von 16 bis 
18 Uhr mit der Fraktion der 
Linken im Kreistag spre-
chen. 

Unterstützung im Behörden- 
dschungel finden Sie beim 
Verein SOS-Sozialsprech-
stunde im Roten Laden. 
Jeden Montag von 14 bis 16 
Uhr und jeden Donnerstag 
16 bis 18 Uhr (werktags), 
Usagasse 26, Friedberg. 
Mail: sosimrola@gmail.com 
Telefon: 06031 1695707 (AB) 

Sprechstunden 
im Roten Laden

Impressum: Fraktion DIE LINKE. im Kreistag der Wetterau. 
V.i.S.d.P.: Gabi Faulhaber, Usagasse 26, 61169 Friedberg.  
e-mail: info@die-linke-wetterau.de 
homepage: www.die-linke-wetterau.de

Wir werden euch 
nicht helfen können! 

Ärztinnen und Ärzte lehnen eine  
Militarisierung des Gesundheitswesens ab

Im Geiste der sogenannten 
„Zeitenwende“ soll das Ge- 
sundheitswesen auf kriege-
rische Auseinandersetzun-
gen vorbereitet werden.  
Deutschland wird in Militär- 
strategien als Aufmarsch- 
und Durchzugsgebiet von 
NATO-Soldat:innen geplant. 
Die Bundeswehr rechnet 
mit bis zu 1.000 verletzten 
Soldat:innen täglich. Über 
Jahre hinweg. Zudem wird 
in solchen Szenarien eine 
massive Flüchtlingswelle 
von verletzten Zivilist:innen 
erwartet. Dem stehen bun-
desweit fünf Bundeswehr-
krankenhäuser mit insge- 
samt 1.800 Betten gegen-
über – eine Kapazität, die in 
zwei Tagen erschöpft wäre. 
Das zivile Gesundheitssys- 
tem müsste einen erhebli-

chen Teil seiner Räume und 
seines Personals dem Mi-
litär zur Verfügung stellen.  
Im Krieg hat die Behand-
lung von Soldat:innen Prio-
rität vor zivilen Patient:in- 
nen. Das würde eine grund- 
legende Umkehr der ethi-
schen Prinzipien der Medi-
zin bedeuten.  

Die “Internationalen Ärzt:innen für die Verhütung 
eines Atomkriegs”(IPPNW) lehnen alle Maßnah- 
men ab, die einer Kriegsmedizin den Vorrang vor 
der zivilen medizinischen Versorgung geben.

Veranstaltung mit Dr. 
med. Bernhard Winter 
9. Februar 2026  
19.30 Uhr, Roter Laden,  
Usagasse 26, Friedberg
Informieren Sie sich über 
den militärischen Umbau 
des Gesundheitswesens.  
Was ist geplant? Was ist 
bereits umgesetzt? Was 
sind die Folgen? Wo ent-
steht Widerstand?
Rosa-Luxemburg-Club Wetterau  
Wetterauer Aktion Frieden
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